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Nach mehreren vergeblichen Anläufen wurde am 
2. April 2013 in der UN-Vollversammlung der Text für 
einen globalen Waffenhandelsvertrag (Arms Trade 
Treaty, ATT) mit der erforderlichen Zweidrittelmehr-
heit angenommen. Nach der Vertagung im letzten 
Jahr und der Ablehnung durch den Iran, Nordkorea 
und Syrien Ende März 2013 war es nach Meinung man-
cher Delegierter und Menschenrechtsorganisationen 
ein „historischer Moment“. Ob der Vertrag den hohen 
Erwartungen entsprechen wird, hängt nun entschei-
dend von den Vertragsparteien ab. Denn erst wenn 50 
Staaten den Vertrag ratifiziert haben, tritt er auch 
in Kraft.
Mit 154 Ja-Stimmen, den drei gleichen Nein-
Stimmen wie zuvor und 23 Enthaltungen wurde das 
Vertragsdokument zur Kontrolle des internationalen 
Waffenhandels mit seinen 28 Artikeln Anfang April 
2013 verabschiedet. Der ATT verbietet nicht generell 
den Waffenhandel; es werden aber Regeln einge-
führt, bestimmte Waffen, Munition und Bauteile 
nicht zu liefern, wenn diese bei Völkermord, Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit, Kriegsverbrechen 
oder Angriffen auf Zivilisten eingesetzt würden. Mit 
dem Vertrag entstehen also neue verbindliche und 
universell gültige Normen, in deren Mittelpunkt die 
Menschenrechte und der Frieden in der Welt stehen.
Eine lange Vorgeschichte ....
Die Verhandlungen zum Abschluss des ATT haben 
eine lange Vorgeschichte, die erst den nötigen Druck 
erzeugte, das Thema „internationaler Waffenhandel“ 
auf die Tagesordnung der Vereinten Nationen zu 
bringen. Bereits 1925 lag ein erster, verhandlungsbe-
reiter Entwurf dem Völkerbund vor, der dann in den 
nachfolgenden Kriegen unterging. 
Das UN-Waffenregister 
Jahrzehnte später nahmen die großen Weltberichte 
(Brandt-Kommission, Palme-Kommission) dann 
wieder explizit Bezug auf die negativen Folgen des 
Waffenhandels. Es bedurfte jedoch noch mehrerer 
Initiativen und einiger Zeit, die Verhandlungen zu 
einem entsprechenden Vertrag in Gang zu bringen. 
Mitursächlich für die neue Bewegung war schließlich 
die gewaltsame Annektierung Kuwaits durch die 
Truppen des Irak im August 1990. Dieser Vorgang 
schuf einen weitgehenden Konsens in den Vereinten 
Nationen, dass die erhebliche Ansammlung von Waf-
fen im Irak destabilisierend gewirkt hatte. Die fünf 
ständigen Mitglieder des UN-Sicherheitsrates, die 
zuvor maßgeblich an der Aufrüstung des Nahen und 
Mittleren Osten beteiligt waren, nahmen nun Ver-
handlungen auf, um den Waffenfluss in die Region 
transparenter zu gestalten. Im Dezember 1991 verab-
schiedete die UN-Vollversammlung eine Resolution, 
die ein Register für den Transfer konventioneller 
Waffen einrichtete. Ab 1992, und seither regelmäßig 
jedes Jahr, sollen die UN-Mitgliedsländer berichten, 
welche konventionellen Waffen sie an welches Land 
im vergangenen Jahr exportiert bzw. woher sie sie 
importiert haben. Doch längst nicht alle Regierungen 
kommen dieser Selbstverpflichtung nach, vor allem 
nicht jene aus dem Nahen und Mittleren Osten, die 
quasi Geburtshelfer des Waffenregisters waren. Die 
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regelmäßigen Überprüfungen des Waffenregisters 
warfen ähnliche Fragen auf wie auch die Verhand-
lungen über den Waffenhandelsvertrag. Bedenken 
bestanden und bestehen bis heute bei vielen Regie-
rungen, dass ein internationales Abkommen ihre 
Souveränität einschränken könnte. Und doch geben 
die Daten aus dem UN-Waffenregister zumindest 
einen groben Überblick darüber, was transferiert 
wurde.
Der jetzt abgeschlossene Waffenhandelsvertrag 
übernimmt die acht, inzwischen durch Waffen-
modernisierung etwas veralteten Kategorien des 
Waffenregisters (siehe Kasten oben). Diese Waffen 
sind für klassische Kriege typisch, erfassen aber nicht 
die Neuentwicklungen. Der ATT führt zusätzlich auch 
Munition und Bauteile auf. 
Das Landminenabkommen und die 
Kleinwaffenkontrolle
Einen indirekten Einfluss auf den Abschluss des 
jetzigen Vertrages hatten auch das sogenannte 
Landminenabkommen (die Ottawa-Konvention) 
und das Aktionsprogramm der Vereinten Nationen 
zur Kontrolle von Kleinwaffen. Die internationalen 
Rüstungskontroll- und Abrüstungsbemühungen 
konzentrierten sich jahrzehntelang auf die Massen-
vernichtungswaffen. Weitgehend unbeachtet von den 
Rüstungskontrolleuren blieben hingegen Gewehre, 
Pistolen, Maschinengewehre und deren Munition 
sowie Mörser und Granaten. 
Schließlich aber setzten die Kritik in der Öffentlich-
keit und das Drängen zahlreicher humanitärer und 
entwicklungspolitischer Organisationen, ein Verbot 
von Minen zu verabschieden und die Kleinwaffen 
zu kontrollieren, die Regierungen unter Druck, 
sich auch des Handels mit konventionellen Waffen 
anzunehmen. Das Zustandekommen der Ottawa-
Konvention im Jahr 1997 beflügelte auch die Dis-
kussion um kleine und leichte Waffen. Nach langen 
und kontroversen Diskussionen verabschiedeten die 
Vereinten Nationen im Jahr 2001 das „Kleinwaffen-
aktionsprogramm“. Zwar blieben viele Forderungen 
von Nichtregierungsorganisationen zur Kontrolle 
der Kleinwaffen ungehört, dennoch gelang es mit der 
Etablierung des UN-Waffenregisters, der Ottawa-
Konvention und der Verabschiedung des Kleinwaf-
fenaktionsprogramms das Thema der Kontrolle des 
Handels konventioneller Waffen fest auf der UN-
Tagesordnung zu verankern.
... mit vielen Kompromissen und 
einigen Schlupflöchern
Eine Gruppe von Friedensnobelpreisträgern, 
initiiert von Oscar Arias aus Costa Rica, lancierte 
zwischen 1995 und 1997 die Idee eines globalen 
Verhaltenskodex zum Waffenhandel. 2003 startete 
dann die „Control-Arms“-Kampagne einiger Nicht-
regierungsorganisationen. Im Jahr 2006 entschied 
sich die Mehrheit der UN-Mitgliedsländer mit der 
Verabschiedung der Resolution 61/89 zur Schaffung 
des ATT. Damit konnten die Verhandlungen begin-
nen, obwohl zur gleichen Zeit die Fortentwicklung 
des Kleinwaffenaktionsprogramms am Widerstand 
zahlreicher Regierungen (auch der USA, Russland 
und China) hinter den Erwartungen zurückblieb bzw. 
weitgehend scheiterte (siehe Kasten S. 3).
Wie oft bei internationalen Verhandlungen, beson-
ders wenn es um Sicherheitsfragen geht und wirt-
schaftliche Interessen tangiert sind, war es schwierig 
einen Konsens zu finden. In die Verhandlungen wur-
den zunächst unvereinbare Positionen eingebracht. 
Einige Regierungen, sowohl große Export- wie 
Importländer, hätten das Thema am liebsten ganz 
von der Tagesordnung gestrichen. Andere, vor allem 
aus der EU und aus afrikanischen Ländern, wollten 
hingegen verbindliche Normen vereinbaren.
Herausgekommen ist ein Kompromiss. Positiv zu 
werten ist, dass der Vertrag den Export, den Import 
und den Transit der Waffen erfasst und darüber 
hinaus die Regierungen auffordert, auch das Vermit-
teln (brokering) von Waffen zu regulieren und Sorge 
dafür zu tragen, dass keine Waffen illegal abgezweigt 
werden (diversion). Exportländer, vor allem aber 
Importländer, müssen in Zukunft sorgfältig den End-
verbleib der Waffen sicherstellen.
Der jetzige Vertrag erfasst die acht Hauptwaffen-
kategorien sowie Munition und Bauteile. Damit sind 
bestimmte durchaus militärisch relevante Rüstungs-
güter nicht erfasst (beispielsweise Trainings- und 
Transportflugzeuge, Transporthubschrauber und 
Drohnen, ebenso Überwachungsgeräte, Sprengstoffe 
und Handgranaten). Über die namentlich im Vertrag 
genannten Waffen hinaus – und dies könnte sich für 
Die durch den ATT erfassten Waffen
Artikel 2 (1):
(a) Kampfpanzer
(b) Gepanzerte Kampffahrzeuge
(c) Großkalibrige Artilleriesysteme
(d) Kampfflugzeuge
(e) Kampfhubschrauber
(f) Kriegsschiffe
(g) Raketen und Raketenabschussgeräte
(h) Kleine und leichte Waffen
Artikel 3: 
Munition für unter Artikel 2 genannte Waffen 
Artikel 4: 
Teile und Komponenten für unter Artikel 2 
genannte Waffen
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die Zukunft als sehr wichtig erweisen – werden in 
Artikel 5 (3) die Vertragsparteien aufgefordert, ein 
möglichst „breites Spektrum“ konventioneller Waffen 
zu erfassen. Das heißt, der Vertrag ist ausbaufähig 
und jede Regierung kann die eigenen Kontrollrichtli-
nien restriktiver fassen als der ATT dies vorsieht.
Neben der eingeschränkten Definition der genannten 
Waffenkategorien beinhaltet der Vertrag in seiner 
jetzigen Form explizit oder implizit mindestens drei 
weitere Schlupflöcher. 
Erstens: Die chinesische Regierung hat Wert darauf 
gelegt, dass Militärhilfe in Form von Geschenken und 
Darlehen (gifts and loans) nicht erfasst ist; dies wur-
de zwar im Vertragstext nicht aufgenommen, aber 
die Formulierung ist bewusst ambivalent abgefasst: 
Vertragsgegenstand ist der „Handel“ (trade), was 
natürlich Interpretationsspielraum und Möglichkei-
ten bietet, die Absichten des Vertrages zur Kontrolle 
zu umgehen. 
Zweitens: Das im Vertrag vorgesehene Kontroll-, 
Erfassungs- und Berichtssystem (record keeping, 
reporting, enforcement, geregelt in den §§ 12, 13 und 
14) gilt nur eingeschränkt für Munition und Bauteile, 
eine Forderung seitens der USA.
Drittens: Der Vertrag nennt einerseits Kriterien, bei 
deren Erfüllung Waffentransfers nicht erfolgen sol-
len. Andererseits nennt er Merkmale, die zu prüfen 
sind. Es sind also jeweils Einzelfallentscheidungen 
erforderlich – generelle Kriterien, wie beispielsweise 
die „Entwicklungsverträglichkeit“ von Waffenimpor-
ten, wie im Gemeinsamen Standpunkt der EU, kennt 
der Waffenhandelsvertrag nicht.
Lange kämpfte die indische Regierung dafür, dass 
bereits laufende und künftige Verträge zur Rüstungs-
kooperation ausgenommen werden. Dies berücksich-
tigt der ATT nicht. Dies war einer der Gründe, warum 
die indische Regierung sich bei der Abstimmung 
enthielt. 
Hürden und neue Normen
Ist das Inkrafttreten des Vertrages bald zu erwarten 
und hat dies Konsequenzen für den internationalen 
Waffenhandel? Wichtige Waffenexport- und Import-
länder haben sich der Stimme enthalten, darunter 
auch Russland und China sowie Indien, der größte 
Importeur der letzten Jahre. Insgesamt haben nicht 
nur drei Länder gegen den Vertrag gestimmt und 
sich 23 Länder enthalten; sondern es fehlten auch 13 
weitere Länder bei der Abstimmung. Dieses Ergebnis 
signalisiert, dass längst noch kein Konsens über die 
Notwendigkeit des Vertrages besteht. Fraglich ist, 
wie sich diese Skeptiker nun nach Annahme des Ver-
tragstextes verhalten werden. Darüber hinaus ist in 
den USA nicht so ohne weiteres mit der Ratifizierung 
zu rechnen. Die dortige Waffenlobby macht Stim-
mung gegen den ATT und so wie bei dem Scheitern 
der Waffenkontrollgesetze im US-Senat, ist bereits 
jetzt erheblicher Widerstand in den USA angekündigt 
worden. 
Aber auch in den Ländern, die sich aktiv für den 
Vertrag eingesetzt haben, ist die rasche Ratifizierung 
nicht in allen Fällen gegeben: So ist im Vertrag die 
Berichterstattung und ein Kontrollsystem zur Erfas-
sung von Waffentransfers zwingend vorgeschrieben. 
Ein solches, wie es beispielsweise in den EU-Länder 
existiert, ist aber längst nicht überall etabliert. Ent-
sprechende Maßnahmen müssen daher notwendiger-
weise vor der Ratifizierung getroffen werden.
Von Nichtregierungsorganisationen wird kritisiert, 
dass mit dem Vertrag zwar mehr Transparenz über 
den internationalen Waffenhandel geschaffen wer-
den soll, die Berichtspflicht der Export- und Import-
länder jedoch nicht bedeute, dass deren Berichte 
Chronologie der Vertragsverhandlungen
1995-1997: Initiative von Friedensnobelpreis-
trägern für einen Verhaltenskodex  zum inter-
nationalen Waffenhandel
2003: Kampagne „Control Arms“ von Amnesty 
International, OXFAM und International Ac-
tion Network on Small Arms (IANSA) 
Juli/Oktober 2006: Vorschlag für eine Reso-
lution (unterstützt durch die EU) für einen in-
ternationalen Waffenhandelsvertrag. Annahme 
der Resolution; nur die US-Regierung stimmt 
nein
August 2008: Vorschlag für die Einsetzung 
einer UN-Expertengruppe
2009: Beschluss der Vollversammlung für eine 
vierwöchige Verhandlungskonferenz im Jahr 
2012, um einen völkerrechtlich verbindlichen 
Vertrag mit den höchstmöglichen internationa-
len Standards zu vereinbaren
2009-2011: Arbeitsgruppe zur Feststellung von 
Übereinstimmungen zum Vertrag
Juli 2010 bis Februar 2012: Vier Vorbereitungs-
treffen zur Durchführung der Verhandlungen
Juli 2012: Scheitern der Verhandlungskonfe-
renz und Vertagung
März 2013: Ablehnung des Vertragstextes 
bei der zweiten Vertragskonferenz durch drei 
Neinstimmen 
2. April 2013: Verweis an die UN-Vollver-
sammlung; Annahme des Vertragstextes mit 
überwältigender Mehrheit und Öffnung für die 
Ratifikation.
4Der Waffenhandelsvertrag – Ist das Glas halb voll oder halb leer?
Vorschriften fixiert ist, den UN-Regeln anzupassen, 
und das Berichtswesen auf die Zeitvorgaben des 
Vertrages umzustellen: Eine Vorlage der jährlichen 
Rüstungsexportberichte müsste damit bis zum 31. 
Mai jeden Jahres erfolgen. 
Außerdem sollte die Bundesregierung alles unterneh-
men, um den Vertrag vor Beschädigungen zu schüt-
zen. So müssten Transfers an Staaten, die sich bei 
der Abstimmung enthalten haben (z.B. Saudi Arabien 
und Katar), an die Auflage gekoppelt werden, die 
deutschen Lieferungen den Vorgaben des Vertrages 
zu unterwerfen.
Es ist zu hoffen, darf aber auch erwartet werden, dass 
sich die internationalen Normen zur Kontrolle des 
internationalen Waffenhandels positiv verändern 
werden, wenn die Menschenrechte in den Import-
ländern ein entscheidendes Kriterium werden. Dazu 
bedarf es aber zunächst und vor allem der Inkraft-
setzung des Vertrages. Ob das Glas halb voll oder 
halb leer ist, wird die Zukunft weisen: Jedenfalls ist 
bereits jetzt Wasser im Glas!
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öffentlich gemacht werden müssen. Sie gehen an das 
Vertragssekretariat und werden nur innerhalb der 
Gruppe der Vertragsparteien verbreitet. Es wird also 
darauf ankommen, durch öffentlichen Druck weiter-
hin für mehr Offenheit und Transparenz zu sorgen.
Es bleibt die Frage, ob in Zukunft der Waffenhan-
del durch den ATT eingeschränkt wird. Konkret: 
Wäre der Vertrag bereits heute in Kraft, wären dann 
Waffenlieferungen an die syrische Regierung oder die 
sie bekämpfenden Aufständischen verboten? Dort 
werden zweifelsfrei Menschenrechte verletzt, Zivi-
listen bombardiert und Kriegsverbrechen begangen. 
Der Vertragstext legt fest, dass Waffentransfers nicht 
genehmigt werden, wenn Kenntnisse über derartige 
Verletzungen vorliegen. Der russische Delegier-
te wies in New York darauf hin, dass der Begriff 
„Kenntnisse“ (knowledge) sehr breit gefasst sei und 
„Überzeugung“ beinhalte. Ob die russische Regierung 
heute davon überzeugt ist, dass das Assadregime 
Kriegsverbrechen begeht, die Genfer Konvention 
verletzt, Menschenrechte mit Füßen tritt? Ebenso 
aber müssten sich andere Regierungen fragen, die 
auf Waffenlieferung an die syrischen Aufständischen 
drängen (so z.B. in Großbritannien), ob dies mit 
Geist und Buchstaben des Vertrags vereinbar wäre.
Ziel des ATT ist, die höchst möglichen internationa-
len Standards zu etablieren und den illegalen Handel 
zu verhindern, um damit zu Frieden, Sicherheit und 
Stabilität beizutragen und menschliches Leiden zu 
verhindern (§ 1). Damit wird zum Ausdruck gebracht, 
dass Waffenhandel kein x-beliebiger Handel ist. An 
diesen universellen Normen, wenn sie auch noch 
schwach sind, werden sich die Vertragsparteien 
messen lassen müssen. Je mehr die Öffentlichkeit 
auf die Einhaltung des Vertrages drängt, um so mehr 
werden sich Regierungen dieser Verantwortung nicht 
entziehen können.
Empfehlungen
Die Bundesregierung war gemeinsam mit anderen 
EU-Staaten ein wichtiger Fürsprecher des ATT. Sie 
sollte den Vertrag rasch ratifizieren und schon jetzt, 
vor Inkrafttreten, die eigene Waffenexportpraxis 
dem Anliegen des Vertrages anpassen, ohne aber die 
restriktiveren Vorgaben der deutschen Politischen 
Grundsätze aus dem Jahr 2000 und des Gemeinsa-
men Standpunktes der EU von 2008 aufzugeben. 
Die Umsetzung des Vertrages erfordert u. a., den 
Komplex der Kleinwaffen, so wie er in den deutschen 
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